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NFZ: Herr Bundesobmann
Amann, mit welchen Maßnahmen
würden sie die Unternehmen ent-
lasten, damit sie die Krise ohne
gröberen Schaden bewältigen
können?

Amann: Eine der sinnvollsten
Maßnahmen, um die Liquidität
in den Betrieben zu erhalten,
wäre für mich die Steuerfreiheit
für nicht entnommene Gewinne.
Gerade größere Investitionen
müssen besser planbar werden.
Darum braucht es eine gute und
fundierte Eigenkapitalbasis. So
kann man sich nämlich aus der
Abhängigkeit der Banken be-
freien und die drastischen Folgen
von Basel II abfedern.

NFZ: Die kalte Progression
bremst die Konjunktur. Welche
Lösungsvorschläge gibt es seitens
des RfW?

Krenn: Der Unternehmer leistet
jährlich Mehrzahlungen in Form
von Lohnerhöhungen. Nur von
dem, was hier jährlich aufge-
wendet wird, kommen wesent-
liche Teile auf Grund der kalten
Progression nie beim Arbeit-
nehmer an, da der Finanzmi-
nister wie die „Made im Speck“
mitnascht.
Der Kraftakt der Unternehmer
zur Stärkung der Kaufkraft wird
nicht belohnt. Dadurch und auf-
grund dessen, dass die staatlichen
Gebühren und Abgaben jedes
Jahr automatisch angehoben
werden, kommt es oft sogar zu
einem Reallohnverlust. Das
wollen wir ändern und fordern
daher die kontinuierliche An-
passung der Einkommenssteuer-
tarife.

NFZ: Ein Zentralthema der
Arbeit des RfW für den Mittel-
stand ist die Reduzierung von Bü-
rokratie und Gesetzesflut. Warum
dieser Einsatz?

Amann: Die Unternehmer wollen
unternehmerisch tätig sein und
nicht bis zu 1.000 Stunden gratis
für den Staat arbeiten, sinnlose
Formulare ausfüllen oder un-
sinnige Vorschriften betriebs-
intern umsetzen. Wir drohen im
Bürokratiewahnsinn zu er-
sticken. Jährlich werden hun-
derte Gesetze abgeändert und
eine Vielzahl von Verordnungen
erlassen. Das Einhalten der sich
täglich ändernden Melde- und
Informationspflichten ist für
Unternehmer umständlich und
aufwendig.
Wir verlangen daher eine Redu-
zierung auf ein erträgliches Maß.
Wir sind auch für eine einfachere
Lohnverrechnung und Gewin-
nermittlung, schnellere Geneh-
migungsverfahren, unbürokra-
tische Vergabeverfahren und we-
niger Statistikmeldungen. Dieser
Bürokratiewahnsinn verhindert
neue Arbeitsplätze und fördert
die Schwarzarbeit.

NFZ: Welche Unternehmenssteuern
und Abgaben würde der RfW ab-
schaffen bzw. verändern.

Krenn: Zuerst einmal weg mit der
Mindestkörperschaftssteuer. Klares
RfW-Nein zum zinslosen Kredit an
die Republik!
Die Werbeabgabe ist ebenfalls ein
wettbewerbsverzerrender Kosten-
faktor. Das Investieren in die be-
triebliche Zukunft wird dadurch
extra bestraft. Um dies zu unter-
binden fordern wir die ersatzlose
Streichung!. Allein durch das Weg-
fallen der Einhebung kann der
Staat rd. 10 Mio. Euro einsparen.
Auch Kreditvertragsgebühr und
Gesellschaftssteuer, die Veröffentli-
chungspflicht sowie andere Baga-
tellsteuern müssen endlich beseitigt
werden. Am gerechtesten wäre oh-
nehin ein Flat-Tax Steuersystem,
wie es vom RfW schon seit Jahren
gefordert und in einigen neuen EU-
Mitgliedsländern bereits erfolg-
reich umgesetzt worden ist.

NFZ: Kann man am
Standort Österreich als
Unternehmer noch Erfolg
haben?

Amann: Wenn man sich der
Herausforderung der Flexi-
bilisierung der Arbeitswelt
und den Bedürfnissen der
Humankapitalinvestoren
stellt, ja. Die modernen Ar-
beitswelten zeigen, dass es
ohne Flexibilisierung des
Arbeitszeitbereiches auf
Basis betriebsinterner Ver-
einbarungen nicht geht.
Dazu braucht es eine
Öffnung der starren Ge-
setze für die Unternehmer,
damit diese mit den Mitar-
beitern eine optimale Re-
gelung finden können.
Kurzarbeit. Wir müssen im
Konkurrenzkampf mit un-
seren Mitbewerbern be-
stehen können. Nur ein ge-
wisses Maß an Flexibilität

und die Schaffung einer neuen
„Kultur der Selbstständigkeit“
schaffen neue und effiziente Lei-
stungspotenziale.

NFZ: Wie soll der Staat mit den
Geldern der Unternehmer um-
gehen?

Krenn: So wie der Gesetzgeber es
von einem sorgfältiger Kaufmann
verlangt. Daher dürfen die Ein-
nahmen aus den Lohnnebenkosten
nicht noch in Spekulationsobjekte
veranlagt werden. Absolutes Nega-
tivbeispiel sind die Pflichtbeiträge
der Unternehmen an die AUVA.
Hier wurden bei Spekulationen
mehr als 12 Mio. Euro verjubelt.
Wir fordern daher die Absenkung
des IAF- und AUVA-Beitrages,
sowie eine faire Aufteilung des
FLAF-Beitrages. Weiter braucht es
zur Entlastung der Kleinstbetriebe
eine Anhebung der Freigrenze und
des Freibetrages bei KommSt, DB
und DZ.

Gegen Zwang und für freies Unternehmertum!
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